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Scholz betont Zusammenarbeit bei
Migration und schärferen

Waffengesetzen
Bundeskanzler Scholz bekräftigt das Individualrecht auf
Asyl nach Gesprächen mit Merz. Grenzkontrollen sollen

fortgeführt werden.

Am Dienstagabend in Jena sprach Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) über verschiedene aktuelle Themen und betonte seine
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der Opposition. In einem
Interview mit dem „Heute Journal“ betonte Scholz, dass er
offene Diskussionen mit dem CDU-Vorsitzenden Friedrich Merz
führen wolle, sich jedoch strikt an die Rechte der Europäischen
Union sowie die deutsche Verfassung halten wird.

Ein zentrales Thema war die Migrationspolitik. Scholz nannte die
Fortführung von Grenzkontrollen als einen seiner konkreten
Schritte und bekräftigte, dass diese „so lange wie möglich“
aufrechterhalten werden sollen. Besonders betonte er, dass
Afghanen und Syrer an der deutschen Grenze keinesfalls einfach
zurückgeschickt werden würden. „Das Individualrecht auf Asyl
bleibt“, bekräftigte der Kanzler, was die Rechte von
Asylbewerbern in Deutschland unterstreicht und zeigt, dass trotz
restriktiver Maßnahmen die humanitäre Verantwortung gewahrt
bleibt.

Kooperationsbereitschaft und
Migrationspolitik

Die Diskussion über Migration wird nicht nur von Scholz, sondern
auch von anderen Parteien erhitzt. So äußerte sich der FDP-



Generalsekretär Bijan Djir-Sarai kürzlich, dass die Folgen der
„falschen Migrationspolitik“ der letzten Jahre nun schnell von
den Parteien der demokratischen Mitte bewältigt werden
müssen. Er bezeichnete seine Partei als bereit, konstruktive
Vorschläge zu unterbreiten und „sinnvolle Anpassungen“ zu
diskutieren. Diese Haltung zeigt, dass die FDP gewillt ist,
gemeinsam mit der CDU und SPD Lösungen für die Migration zu
finden.

Djir-Sarai deutete auch an, dass es Parallelen zwischen den
Vorschlägen der FDP und den Ideen von Merz gibt. So will die
FDP beispielsweise den Ausschluss von Dublin-Flüchtlingen von
Sozialleistungen vorantreiben. Dies zeigt das Bestreben der FDP,
mehr Kontrolle über die Migration zu schaffen, besonders wenn
man bedenkt, dass diese Partei in der Vergangenheit bereits auf
striktere Maßnahmen gedrängt hat.

Die Verantwortung der CDU in Nordrhein-Westfalen kam
ebenfalls zur Sprache. Djir-Sarai wies darauf hin, dass die CDU
nicht von ihrer Verantwortung ablenken sollte, insbesondere im
Hinblick auf den Anschlag von Solingen, bei dem drei Menschen
starben. Der mutmaßliche Täter hätte demnach eigentlich nach
Bulgarien abgeschoben werden sollen, was jedoch nicht
stattfand, was Fragen zur Effizienz der dortigen Migrationspolitik
aufwirft.

Scholz zur Waffenrechtsverschärfung
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